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Mord an britischen Soldaten im Südirak weiterhin ungeklärt
Ein Prozess vor Obergericht zeigt die Schwachstellen der Justiz
Das irakische Obergericht hat
in einem Mordprozess zwei
Angeklagte freigesprochen. Sie
hatten sich vor sieben Jahren an
der Erstürmung eines Polizei-
postens im Südirak beteiligt.
Dabei waren sieben britische
Militärpolizisten umgekommen.
Inga Rogg, Bagdad
Das irakische Obergericht in Bagdad
hat am Wochenende zwei Tatverdäch-
tige wegen der Ermordung von sechs
britischen Militärpolizisten vor sieben
Jahren freigesprochen. Humanitäres
Völkerrecht, das bei Kriegseinsätzen
gilt, spielte dabei keine Rolle. Die An-
klage war offenbar auf so dünnem Eis
gebaut, dass das Gericht die beiden
Männer aus Mangel an Beweisen frei-
sprach. Einer der beiden bleibt aller-
dings in Haft; er wird beschuldigt, die
Waffe eines der Militärpolizisten ent-
wendet zu haben, um sie auf dem
Schwarzmarkt zu verkaufen.
Als die britischen Truppen im Früh-
jahr 2003 die Kontrolle über den mehr-
heitlich schiitischen Südirak übernah-
men, glaubten viele, sie würden es ein-
facher haben als die Amerikaner. Das
änderte sich am 24. Juni 2003. Eine auf-
gebrachte Menge überrannte damals
den Polizeiposten in Majar al-Kabir,
einer Kleinstadt südlich von Amara im
Südostirak. Der Überfall bedeutete das
Ende der Illusion, eine Befriedung des
Iraks sei schnell zu erreichen.
Das Verfahren zeigte einmal mehr
die Schwächen der irakischen Justiz. So
sassen die Angeklagten Musa Ismail
Fartusi und Hamza Hatir bereits zwei
Jahre in Haft, bevor der erste Verhand-
lungstag überhaupt stattfand. Dabei
stützte sich der Prozess einzig auf Zeu-
genaussagen, wobei zwei der elf Zeugen
gar nicht am Tatort waren. Die anderen
waren mehrheitlich Polizisten. Abge-
sehen davon, dass einigemit den Tatver-
dächtigen verwandt sind, konnten sie
wenig zur Aufklärung der Tat beitragen,
da sie wegen der Übermacht des Mobs
die Flucht ergriffen hatten.
Folgt man den Angaben der Polizis-
ten, waren die Morde ein Racheakt.
Eine britische Patrouille hatte am glei-
chen Tag nach Waffenverstecken ge-
sucht. Laut den Polizisten erschossen
die Briten dabei mehrere Zivilisten,
woraufhin eine aufgebrachte Menge
zum Polizeiposten marschiert ist. Briti-
sche Kommandanten vermuteten in den
Tagen danach eine schiitische Miliz hin-
ter dem Überfall. Die Polizisten sagten
aus, Hunderte von zum Teil schwer Be-
waffneten hätten den Posten überrannt.
Die meisten seien maskiert gewesen.
Nur Hamza Hatir wurde von zwei Zeu-
gen identifiziert. Angesichts der Über-
macht der Angreifer hätten sie die Bri-
ten aufgefordert, mit ihnen in ein nahes
Spital zu fliehen, sagten mehrere Poli-
zisten. Die Militärpolizisten hätten dies
mit dem Hinweis auf ihren Befehl und
auf ihre Ehre jedoch abgelehnt. Eine
Militäruntersuchung stellte 2006 fest,
dass die Polizisten weder ausreichend
bewaffnet waren, noch über die Ausrüs-
tung zum Anfordern von Hilfe verfüg-
ten. Die Tötung hätte aber ohnehin
nicht verhindert werden können.
Hinterbliebene beklagten sich nach
dem Urteil über mangelnde Unterstüt-
zung durch ihre Regierung. Eine Spre-
cherin der britischen Botschaft in Bag-
dad erklärte, dass die Ermittlungen
nach dem Verfahren, das nur zwei Stun-
den dauerte, weitergingen. Die iraki-
schen Behörden würden mit Nachdruck
sieben weitere Haftbefehle verfolgen.
Die Kreml-Partei siegt
bei Regionalwahlen
Zuwachs für die Opposition
(sda) ! Bei Wahlen in zahlreichen
Regionen und Gemeinden hat die Re-
gierungspartei Einiges Russland ihre
Führungsposition verteidigt. Sie er-
reichte in allen Regionalparlamenten
die absolute Mehrheit, wie die Agentur
RIA Nowosti am Montag unter Beru-
fung auf die Zentrale Wahlkommission
meldete. Die Kommunisten sowie die
regimenahen Parteien Gerechtes Russ-
land und die Nationalisten Schirinow-
skis schafften ebenfalls den Einzug in
die Regionalparlamente. In einigen Re-
gionen habe die Enttäuschung über das
Krisenmanagement der Regierung bei
den schweren Waldbränden zu starken
Zugewinnen der Opposition geführt,
hiess es. Ihr Anteil stieg im Vergleich
zur Kommunalwahl im März 2010 von
27 auf 167 Mandate. Insgesamt 30 Mil-
lionen Russen waren aufgerufen, zahl-
reiche Parlamente neu zu besetzen.
Viele Pakistaner kennen keinen Staat
Die Hochwasserkatastrophe könnte den Ruf nach Reformen der politischen und administrativen Strukturen laut werden lassen
Die Überforderung des pakista-
nischen Staats angesichts der
Hochwasserkatastrophe ist auch
eine Folge von dessen zentra-
listischer Organisation. Ein
Versuch, lokale Strukturen
aufzubauen, wurde unter der
neuen Regierung abgebrochen.
Urs Geiser
Die Medienberichte aus den Hochwas-
sergebieten in Pakistan haben haupt-
sächlich Betroffene gezeigt, die sich
über die fehlende Unterstützung ihrer
Regierung beklagten. Wenn Vertreter
des Staates in Berichten erschienen,
dann etwa beim Abwurf von Nahrung
aus Helikoptern oder bei zeremoniell
wirkenden Besuchen in Notunterkünf-
ten. Tatsächlich haben mittlerweile
hohe Vertreter des pakistanischen Zen-
tralstaates wie auch der betroffenen
Provinzregierungen eingestanden, dass
sie von der Katastrophe überrascht und
überfordert worden seien.
Engagierte Diskussion
In Pakistan wird derweil eine zuneh-
mend engagierte Diskussion über die
Ursachen dieser Überforderung ge-
führt. Nach der ersten Hochwasserwelle
dauerte es lange, bis die Unterstützung
aus dem Ausland anlief. Daneben hat in
Pakistan selber eine grosse Welle der
Hilfsbereitschaft eingesetzt. Verschie-
denste caritative Organisationen, Fern-
sehstationen oder grosse Zeitungsver-
lage haben Sammelkonten eröffnet;
reichere Leute kaufen Nahrungsmittel
und mieten Lastwagen, um in die be-
troffenen Gebiete zu fahren. Und der
pakistanische Staat? Wer ist denn «die
Regierung»; an welchen «Staat» sollen
sich die Opfer in den weiten Ebenen des
Industales und den entlegenen Berg-
tälern des Karakorums wenden?
Bürokratie und Hierarchie
Um die Rolle des pakistanischen Staa-
tes besser zu verstehen, ist es hilfreich,
ihn in vier Bereiche zu gliedern: die
staatliche Verwaltung, die politische
Führung, die Armee und die Lokal-
behörden. Pakistan ist eine junge Na-
tion, 1947 entstanden aus dem Nachlass
der englischen Kolonialmacht; ein Ge-
bilde, das in dieser Form vorher nie
existiert hatte. Doch es gab eine kolo-
niale Verwaltungsstruktur. Diese wurde
bei der Unabhängigkeit kaum verän-
dert und blieb bis heute in ihren
Grundzügen erhalten.
Von zentraler Bedeutung sind die
Provinzverwaltungen, liegen doch viele
Politikbereiche in deren Kompetenz.
Alle Ämter haben ihren Hauptsitz in
der jeweiligen Provinzhauptstadt, vom
Amt für Bewässerung zur landwirt-
schaftlichen Beratung, vom Forstamt
zur Gesundheitsverwaltung, vom Bil-
dungsdepartement zur Polizei oder zum
für Strassen und Wasserversorgung zu-
ständigen Public Works Department.
Die meisten Ämter haben Aussenstel-
len, je nach Bedeutung bis zur Distrikt-
ebene, einige bis zu den Tehsils (Bezir-
ken), doch fast nie bis zu den Dörfern.
Durch ihre hierarchische Organisa-
tion ist die Verwaltung gegenüber der
Provinzhauptstadt rechenschaftspflich-
tig, was sich tief ins Berufsverständnis
der Beamten eingeprägt hat. In jähr-
lichen Mitarbeiterbeurteilungen wird
der Erfüllungsgrad der Aufgaben kon-
trolliert. Diese Aufgaben werden in der
Zentrale formuliert, ohne Mitsprache
der unteren Hierarchiestufen. Die
Reichweite staatlicher Ämter ist somit
sehr begrenzt.
Ein wesentliches Element der Ver-
waltungsstruktur Pakistans ist das Feh-
len lokaler administrativer Strukturen.
Es gibt zwar Gemeinden, doch diese
sind lediglich administrative Einheiten
ohne eigene Kompetenzen. Der Staat
ist hier meist nur vertreten durch die
Polizei und die für das Einziehen von
Landsteuern zuständigen Patwari.
Nicht, dass es an Bestrebungen
gefehlt hätte, solche Lokalverwaltungen
aufzubauen. In der jungen Geschichte
Pakistans gab es bisher drei solcher Ver-
suche. Sie alle wurden wieder abgebro-
chen; der letzte vor einem Jahr. Er be-
gann 2001, nachdem der damalige Prä-
sident Musharraf der staatlichen Büro-
kratie Lethargie, Korruption und Ineffi-
zienz vorgeworfen hatte. Musharraf
nahm den Aufbau einer neuen, dezen-
tralen und demokratischen Verwal-
tungsstruktur mit gewähltenGemeinde-
räten und aus Lokalvertretern zusam-
mengesetzten Bezirks- und Distrikt-
behörden in Angriff. Die Aussenstellen
der staatlichen Bürokratie wurden den
neuen Distriktbehörden unterstellt. Die
Ämter mussten nun die Anliegen der
Distrikte und der Gemeinden aufgrei-
fen und waren ihnen gegenüber rechen-
schaftspflichtig.
Viele Vertreter der modernen paki-
stanischen Gesellschaft – meist in den
grossen Städten des Landes ansässige,
sozial engagierte Organisationen, die
sich für Demokratisierung und Mitspra-
che einsetzen – unterstützten das Vor-
haben. Zudem richteten internationale
Organisationen ihre Entwicklungspro-
jekte auf die neuen dezentralisierten
Behörden aus.
Ironie der Geschichte
Eine Ironie der pakistanischen Ge-
schichte ist, dass diese Reform in die
Regierungszeit eines Putschisten fiel.
Präsident Musharraf war in erster Linie
General und hatte die demokratisch ge-
wählte Regierung von Nawaz Sharif mit
einem Staatsstreich aufgelöst. Nach
dem Rückzug Musharrafs 2008 wurde
Benazir Bhuttos Ehemann Zardari Prä-
sident. Danach vergingen nur wenige
Monate, bis die Distrikt- und gewählten
Gemeindebehörden aufgelöst wurden
und den Provinzen der Auftrag zukam,
alternative Formen der lokalen Verwal-
tung zu finden. Diese Alternativen
lassen bis heute auf sich warten. In der
Zwischenzeit sind es wieder die Vertre-
ter der Bürokratie, welche lokal das
Sagen haben – wenn sie überhaupt vor
Ort sind. Mit anderen Worten: Die
Hochwasserkatastrophe traf ein Land,
in dem der Staat sich auf lokaler Ebene
soeben selber abgeschafft hatte.
Vielen Pakistanern ist bewusst, dass
die unter Musharraf begonnenen
Reformen der Dezentralisierung nicht
immer zu besserer Effizienz auf lokaler
Ebene führten. In der Tat war auch Kor-
ruption weit verbreitet. Immerhin aber
war es ein Versuch, oder wie es der paki-
stanische Ökonom Akbar S. Zaidi auf
den Punkt bringt: Es gab Kompetenzen
und Zuständigkeiten auf Gemeindeebe-
ne, auchVersuche, sich zusammenzurau-
fen und dadurchDemokratie zu «üben».
Diese Strukturen fehlen heute voll-
ständig. Für die von der Katastrophe be-
troffenen Menschen ist der Staat damit
ausser Reichweite. Und auch wenn viele
Beamte helfen wollen, haben sie kaum
Mittel und sind eingebunden in unflexi-
ble Verwaltungsabläufe und eine über
Jahrzehnte etablierte Unkultur des «red
tape», was etwa mit Amtsschimmel zu
übersetzen ist.
Es ist insbesondere diese Bürokratie,
welche das Bild der Pakistaner von
ihrem Staat prägt: Staat heisst für sie,
dass Versuche zur Förderung lokaler
Verwaltungsstrukturen kommen und
gehen. Staat heisst auch Demokratie,
doch ist Demokratie für viele gleich-
bedeutend mit Partei. Pakistan ist wie-
der eine Demokratie; durch Wahlen ist
die Pakistanische Volkspartei (PPP) mit
ihren Alliierten an die Macht gekom-
men. Es ist diese Partei, welche rasch
auf die Abschaffung der von Musharraf
initiierten Reformen hinarbeitete.
Hohe Parteifunktionäre wissen, dass
der Staat lokal kaum vertreten ist, und
wollen nun, dass die langsam in
Schwung kommende Hilfe durch ihre
lokalen Parteimitglieder verteilt wird.
Ruf nach starker Hand
Viele Menschen im ländlichen Pakistan
nehmen den Staat als eineArt Seilschaft
wahr; es ist nicht der ihre. Zum Glück,
so denken viele, gibt es die Armee, die
wichtigste, am besten organisierte
Institution des Landes. In den letzten
Tagen wurden denn auch zunehmend
Stimmen laut, welche wieder nach einer
starken Hand rufen.
Dennoch gibt es in Pakistan weiter-
hin Kreise, welche an eine Demokrati-
sierung glauben. Für viele besteht die
grösste Gefahr nicht in einer Unter-
wanderung durch radikale Islamisten.
Entsprechende Befürchtungen gab es
auch während des Erdbebens von 2005.
Auch damals waren solche Gruppen
unter den Ersten, die Hilfe brachten.
Das Vertrauen der Bevölkerung gewan-
nen sie dennoch nicht. Vielmehr gilt es
die Verwaltungen der Provinzen effekti-
ver zu gestalten. Dazu gehören vor
allem eine verbesserte Rechenschafts-
pflicht gegenüber demokratisch gewähl-
ten Gremien sowie der Aufbau lokaler
politischer Strukturen.
Die Katastrophe als Chance
Zwar sind sich einzelne Politiker dessen
bewusst, doch müssen die Pakistaner
Reformen fordern, um eine Verände-
rung zu bewirken. Zu stark profitiert die
Elite vom jetzigen System. Es gibt An-
zeichen dafür, dass solche Forderungen
nun laut werden. Zivilgesellschaftliche
Gruppen, die sich für Demokratisierung
einsetzen, spüren zurzeit Aufwind.
Denn viele von ihnen sind bei der Be-
wältigung der Katastrophe an vorders-
ter Front dabei, dokumentieren damit
die Ineffizienz der Bürokratie und be-
ginnen sich gegenüber der etablierten
Politik kritisch zu äussern. Für sie ist
Pakistan nicht ein gescheiterter Staat,
sondern eineDemokratie imEntstehen.
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .
Urs Geiser ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am
Geografischen Institut der Universität Zürich.
Die städtischen Eliten in Pakistan – wie hier das Banner bei einer Demonstration von Rechtsanwälten in Islamabad illustriert –
unterstützen Reformen für eine bessere Regierungsführung und die Dezentralisierung der Verwaltung. MARTA RAMONEDA / POLARIS / DUKAS
